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Kleine Anfrage 


der Abgeordneten Seefeld, Dr. Apel, Dr. Ahrens, 
Haar (Stuttgart), Buchstaller, Mertes, Ollesch 
und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. allgemeinen Rettungsdienst in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 


Die Bundesregierung und das Parlament sind wiederholt über 
die Schwierigkeiten des allgemeinen Rettungsdienstes in der 
Bundesrepublik Deutschland unterrichtet worden. Von den ca. 
200 000 Notfallpatienten, die infolge akuter Erkrankungen und 
Verletzungen jährlich in der Bundesrepublik Deutschland ster- 
ben, könnten nach Aussagen der medizinischen Experten ca. > 
10 bis 15% gerettet werden, falls die personelle und materielle 
Ausstattung der Rettungsdienste den heute aufzustellenden 
Anforderungen genügte. 


Der Bundesminister für Verkehr hat in den zurückliegenden 
Jahren eine Reihe progressiver Entwicklungen eingeleitet, die 
zur Verbesserung der Verhältnisse beitragen sollen. Dazu ge- 
hören auch Modellversuche über die Verwendung von Hub- 
schraubern im Rettungsdienst. Die vorliegenden Ergebnisse las- 
sen kurzgefaßt folgende Aussagen zu: 

1. Die Basis für den Rettungsdienst stellt in jedem Fall der 
straßengebundene Rettungsdienst (Rettungswagen) dar. 

2. Hubschrauber können bei Erfüllung bestimmter Vorausset- 
zungen diesen straßengebundenen Rettungsdienst sinnvoll 
ergänzen und wesentlich erweitern und verbessern. 

3. Hubschrauber können für Primärtransporte (von der Unfall- 
stelle zum Krankenhaus) und Sekundärtransporte (Verle- 
gung in Spezialkliniken) eingesetzt werden. 

4. Die Schaffung einer unabhängigen neuen Organisation für 
den Hubschrauberrettungsdienst bedarf erheblicher perso- 
neller und finanzieller Voraussetzungen. 
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5. Die Bundeswehr beteiligt sich schon heute in zunehmendem 
Maße an der Durchführung von Rettungsflügen, soweit es 
der Dienstbetrieb zuläßt. 


Es stehen jedoch bis heute weder speziell eingerichtete noch mit 
Rettungsspezialisten besetzte Hubschrauber zur Verfügung. 
Hieraus ergeben sich folgende Fragen: 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

a) daß das Sanitätspersonal und die Sanitätsoffiziere der Bun- 
deswehr sich an dem zivilen Rettungsdienst, speziell an ei- 
nem Notarzt- und einem Hubschrauberrettungsdienst be- 
teiligen, 

b) die praktische Ausbildung des Personals der Bundeswehr 
in der Versorgung von Notfallpatienten gegebenenfalls zu 
verändern, 

c) den Einsatz von Bundeswehrhubschraubern, Rettungswa- 
gen, Ärzten und Sanitätssoldaten mit anderen Rettungsorga- 
nisationen in der Erstversorgung von Notfallpatienten ent- 
sprechend zu koordinieren, 

d) unter diesen Voraussetzungen zunächst eine begrenzte An- 
zahl von Ausbildungs- und Rettungszentren in der Bundes- 
republik Deutschland unter Mitarbeit der Bundeswehr ein- 
richten zu lassen, um durch Testeinsätze weitere Erfahrun- 
gen für die Reorganisation des Gesamtrettungsdienstes zu 
sammeln, 

e) auch den Bundesgrenzschutz und über eine Bund-Länder- 
Vereinbarung die Polizeien der Länder in dieses Vorhaben 
mit einzubeziehen? 


Bonn, den 21. Januar 1970 
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